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Menschenrechte und schulische Bildung im Labyrinth
der deutschen Einwanderungspolitik
Migration ist ein Konstituens der menschlichen Gattung und ein Kontinuum in
der Menschheitsgeschichte. In ihr sind Wanderungen keine Ausnahmezustände,
sondern Normalität. Auch die neuere Geschichte Deutschlands und Europas ist
eine Geschichte der Wanderungsbewegungen: zunächst – in den vergangenen
Jahrhunderten – nach Übersee, angetrieben meist von Hunger und Not, aber auch
von Abenteuerlust und Goldgier oder der Neugier auf die Welt. Seit den letzten
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts haben Industrialisierung und Kriege, aber auch
die generelle Mobilität von Arbeitskraft so umfassende Bevölkerungsbewegun2
gen in Mitteleuropa ausgelöst, dass heute familiäre Sesshaftigkeit, die sich über
mehrere Generationen erstreckt, eine fast verschwindende Ausnahme ist.
Um den in der Industrialisierung sprunghaft ansteigenden Arbeitskräftebedarf
zu stillen, hatte man seit den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts in Deutschland auf
ein Beschaffungsmodell aus der Agrargesellschaft zurückgegriffen. Wegen des
naturgemäß saisonalen Charakters der in der Landwirtschaft anfallenden Arbeiten
hatten sich hier saisonale Wanderungen eingespielt. Sie wurden mit dem Auf2
schwung der so genannten Gründerjahre des Deutschen Reichs als zeitlich einge2
grenzte „Nutzung“ von Arbeitskräften – damals vor allem aus Polen und Italien –
systematisiert. Obgleich industrielle Produktion keineswegs mehr saisonal ist,
blieb die agrarische Fiktion vom „Saisonarbeiter“ bestimmend für ein Wunsch2
bild von Arbeitskraft, die wie aus dem Nichts da ist, wenn man sie braucht, und
stillschweigend verschwindet, wenn die Ernte eingebracht ist. Nach diesem
Wunschbild noch wurde der „Gastarbeiter“ modelliert, als im Aufschwung der
Bundesrepublik das interne Arbeitskräftereservoir nicht mehr ausreichte. Auch
wenn die „Saison“, für die er angeworben worden war, jetzt als die des konjunk2
turellen Aufschwungs oder eines vorübergehenden Engpasses an Arbeitskraft ge2
dacht wurde, entscheidend blieb die zeitliche Begrenzung, die Vorstellung, dass
die Arbeitskraft ohne Folgekosten verschwand, wenn sie nicht mehr gebraucht
wurde – eine ideale Grundlage für eine Praxis des Hin2 und Herschiebens der
Ware Arbeitskraft, als der große Arbeitskräftebedarf seit den späten fünfziger
Jahren in Europa und insbesondere in Deutschland eine starke Sogwirkung aus2
zuüben begann, die durch gezielte Anwerbungskampagnen noch verstärkt wurde.
Diese paradoxe Konstruktion des „Gastarbeiters“ als einer Arbeitskraft, die
arbeiten und nur 							soll, bildet so
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etwas wie das emblematische Leitmotiv einer Mentalität, die Migration als histo2
rische Normalität leugnet, die Einheit von Territorium und Ethnie für naturgege2
ben und unberührbar hält und die die Quelle aller seitherigen und heutigen „Inte2
grationsdebatten“ bildet. Vor dem Hintergrund dieser Paradoxien eines kollekti2
ven Geschichts2 und Selbstverständnisses wende ich mich im Folgenden zunächst
der rechtlichen Konstruktion des „Gastarbeiters“ als „Ausländer“ zu (1), frage
danach nach deren Verhältnis zu menschenrechtlichen Bestimmungen bis hin
zum Recht auf Bildung (2), um dann an diesem Faden einen Weg durchs Laby2
rinth der deutschen Bildungspolitik seit den sechziger Jahren zu suchen (3).
							
Als 1955 die ersten „Gastarbeiter“ kamen, wurde ihre Arbeits2 und Aufenthalts2
erlaubnis auf der Grundlage der wieder eingeführten saisonal befristeten Legiti2
mationskarte von 1905 geregelt. In den 60er Jahren, als die Zahl der Arbeits2
kräfte aus dem Ausland die Millionengrenze überschritt, schien das nicht mehr
ausreichend. Nun wurde die Ausländerpolizeiverordnung von 1938, die dann den
Einsatz von Fremdarbeitern in der Kriegswirtschaft geregelt hatte, 1965 als Aus2
ländergesetz fast unverändert in Kraft gesetzt. Die Aufenthaltsgenehmigungen
waren grundsätzlich auf 1 bis höchstens 2 Jahre befristet. Entscheidendes Kriteri2
um für die Vergabe von Arbeits2 und Aufenthaltsgenehmigungen sind in der
Ausländergesetzgebung seit 1905 bis zum gegenwärtigen Aufenthaltsgesetz die
Bedürfnisse und Interessen des Deutschen Reiches bzw. der Bundesrepublik
Deutschland.
Seit dem Anwerbestopp im November 1973 – der das bisher gewollte Kom2
men und Gehen unmöglich machte – stellte sich das Faktum, dass Deutschland
ein Einwanderungsland mit immer hier lebenden Menschen ausländischer Her2
kunft ist, als gesellschaftliche Realität her, ohne dass während der folgenden
Jahrzehnte diesem Tatbestand politisch und gesetzlich Rechnung getragen wurde.
Dies geschah erst in Ansätzen mit Beginn des 21. Jahrhunderts, also erst knapp
40 Jahre später mit dem Aufenthaltsgesetz von 2004.
Doch auch nach diesem Gesetz gilt für Menschen, die nicht deutsche Staats2
bürger und –bürgerinnen sind, nach wie vor ein grundsätzliches 
		
 !	. Nach §4, Abs.1 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG)
bedürfen Ausländerinnen und Ausländer bereits „für die Einreise und den Auf2
enthalt im Bundesgebiet eines Aufenthaltstitels“ (AufenthG 2004). Besondere
Freizügigkeitsreglungen gelten lediglich für EU2Bürgerinnen und 2Bürger und bis
zu einem bestimmten Grad auch für Mitglieder von Staaten, die ein Assoziations2
abkommen mit der EWG, wie z.B. die Türkei 1963, abgeschlossen haben.
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Ebenso gilt nach § 4 Abs.2 des AufenthG ein 		 !
	onach nur „ein Aufenthaltstitel [...] zur Ausübung einer Erwerbstä2
tigkeit [berechtigt], sofern es nach diesem Gesetz bestimmt ist oder der Aufent2
haltstitel die Ausübung der Erwerbstätigkeit ausdrücklich erlaubt“ (AufenthG
2004). Die Möglichkeit, eine Arbeitserlaubnis zu erhalten, war bis 2010 zusätz2
lich nach den §§285 und 286 SGB VIII, der sogenannten Vorrangigkeitsklausel –
einer Fortschreibung des sogenannten Inländerprimats von 1921 – erschwert,
wonach deutsche Staatsbürger und –bürgerinnen und EU2Bürgerinnen und Bür2
ger sowie Einwanderer und Einwanderinnen aus Staaten außerhalb der EU mit
Aufenthaltsberechtigung bzw. Niederlassungserlaubnis, die alle keiner Arbeits2
erlaubnis bedürfen, vorrangig auf Arbeitsplätze vermittelt werden mussten.
Weiterhin legt das Aufenthaltsgesetz in § 5 fest, dass „die Erteilung eines
Aufenthaltstitels [...] in der Regel voraus[setzt], dass der Lebensunterhalt gesi2
chert ist“. Sollte wegen längerer, vor allem unverschuldeter Arbeitslosigkeit die
"# 	
	notwendig werden, so $ die Ausländerbe2
hörde nach § 55 Abs. 6 und 7 AufenthG im Ermessen entscheiden, ob „ein Aus2
länder [...] ausgewiesen werden [kann]“, wenn er „für sich, seine Familienange2
hörigen oder für sonstige Haushaltsangehörige Sozialhilfe in Anspruch nimmt“
(Abs. 6) oder „Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie oder Hilfe für
junge Volljährige […] erhält“ (Abs.7) (AufenthG 2004).
Die gesetzliche Grundlage für das Einwanderungs2 und Niederlassungsverbot
unter Erlaubnisvorbehalt für sogenannte Drittstaater und Drittstaaterinnen, also
für Bürgerinnen und Bürger aus Staaten außerhalb der EU, bildet zugleich die
Grundlage für alle weiteren gesetzlichen Regelungen, die Ausgrenzung und Un2
gleichbehandlung im Einwanderungsland Deutschland nach sich ziehen. Der die2
se Sondergesetzgebung bestimmende Ausländerstatus enthält den Zugewander2
ten, Gebliebenen und hier Geborenen mit ausländischem Pass nämlich große
Teile derjenigen Rechte vor, die grundgesetzlich und menschenrechtlich allen
Menschen ohne Ansehen der Herkunft, des Geschlechts, von Religion und Kultur
gleichermaßen angeboren sind und ihnen unveräußerlich als Garantie ihrer Men2
schenwürde und Freiheits2 und Gleichheitsrechte zustehen.“Die Nicht2Staatsan2
gehörigkeit ist in entscheidender Weise auch eine Nicht2Zugehörigkeit und Aus2
schließung, die sich durch einen expliziten Ausländerstatus definiert“, stellt
Heckmann (1992, S.238) zurecht fest. Hilal Sezgin (2011, S.50) betont in diesem
Zusammenhang: „Denn tatsächlich geht es um Anerkennung und um das Vorent2
halten derselben. Nicht nur um Anerkennung für eine einzelne Leistung, sondern
um die Anerkennung als Subjekt eines eigenen Lebens“.
In diese Überlegungen mit einzubeziehen ist, wie ich meine, dass der Status
der Nicht2Zugehörigkeit nicht nur zu Ausschließung und Nichtanerkennung führt,
sondern bei gleichzeitig massiv von den Eingewanderten eingeforderten Integra2
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tionsleistungen zugleich ein schier unüberwindliches Integrationshindernis dar2
stellen muss. Im Folgenden sollen nun exemplarisch einige der Einschränkungen
von Menschenrechten wie u.a. das Recht auf Freizügigkeit, Art. 13 der Allgemei2
nen Erklärung der Menschenrechte der UN von 1948 (AEMR1948)), das Recht
auf politische Teilhabe, Art. 20 und 21 AEMR und das Recht auf Bildung, Art.
26 AEMR und Art. 28 der UN2Kinderrechtskonvention von 1989 (BMFSFG
1993) für Zuwandernde und Zugewanderte als Folgewirkung des aufenthalts2
rechtlichen Sonderstatus der anwesenden Nichtzugehörigkeit dargestellt werden.
%&					'	$		(				
„Menschenrechte sind grundlegende Rechte, die jedem Menschen allein auf
Grund des Menschseins zukommen. Im Zentrum stehen dabei die gleiche Würde
und Freiheit der Menschen und deren Solidarität. Dem Geltungsanspruch nach
handelt es sich um angeborene, unveräußerliche, egalitäre, unteilbare und univer2
selle Rechte der Individuen, die insbesondere auf der Seite der staatlichen Gewalt
mit besonderen Verpflichtungen einhergehen [...]“ (Schulte/Treichler, 2010,
S.169). Zentraler Bezugspunkt und Grundlage ist Artikel 1 der Allgemeinen Er2
klärung der Menschenrechte (AEMR 1948) und des Grundgesetzes (1949) „Die
Würde des Menschen ist unantastbar“, wonach im Kantschen Sinne der Mensch
als Zweck seiner selbst zu betrachten und in seiner körperlichen Integrität, perso2
nalen Identität und soziokulturellen Zugehörigkeit zu bejahen ist (vgl. Brumlik
2009).
	
)	$	
„Die allgemeine Erklärung der Menschenrechte (United Nations [UN] 1948)
kennt ein Recht auf grenzüberschreitende Bewegungsfreiheit: Demnach hat jeder
das Recht zu emigrieren, also ein Land zu verlassen – allerdings gibt es kein
Recht zu immigrieren, also in ein Land einzuwandern (Artikel 13).“ (Benhabib
2008, S.22)
Während innerhalb der Europäischen Union (EU) die Freizügigkeit für die
Angehörigen der mittlerweile 27 EU2Mitgliedsstaaten immer weiter zunimmt,
werden die Außengrenzen immer rigider gegen Einwanderungswillige abgeschot2
tet. Selbst das in Art. 14 AEMR festgehaltene Recht auf Asyl wird insbesondere
in Deutschland immer wirkungsvoller mithilfe der so genannten Drittstaaten2
regelung unterlaufen. Denn wer vor der Einreise ein sicheres Drittland durch2
querte – und Deutschland ist bekanntlich auf anderem Wege als über Land nicht
zu erreichen – wird sofort in dieses „sichere Drittland“ zurückgewiesen. Die
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Möglichkeit und das Recht, Fluchtgründe vorzutragen und damit Asyl zu bean2
tragen, werden auf diese Weise entzogen (vgl. auch Sachverständigenrat 2010,
S.69).
Wer nicht Schutz vor Verfolgung sucht, sondern der Armut und dem Hunger
in seinem Heimatland entfliehen will, hat ebenso wenig Chancen, einen Aufent2
halt hier zu erlangen. Nur bei hoher Qualifikation und über sehr aufwändige bü2
rokratische Wege ist eine Arbeitseinwanderung nach Deutschland noch möglich,
wobei nicht einmal gesichert ist, dass die im Ausland erworbenen akademischen
und Berufsabschlüsse – trotz großen Fachkräftebedarfs – hier anerkannt werden.
Kein Wunder also, dass Schutzsuchende vielfach untertauchen, um der Ab2
schiebung zu entgehen, und Arbeitssuchende versuchen, ‚über die grüne Grenze‘
einzureisen. Diese ‚Menschen ohne Papiere‘, die nach Art. 1 der AEMR wie
„alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren [sind]“, die „mit
Vernunft und Gewissen begabt [sind] und einander im Geiste der Brüderlichkeit
begegnen [sollen]“, sind in Deutschland weithin rechtlos und sie haben im Ge2
gensatz zu anderen Länder, wie z.B. bisher zu Spanien, praktisch keine Chance
auf Legalisierung ihres Aufenthalts.
Neben dem Entzug der Einreisefreizügigkeit gelten auch innerhalb Deutsch2
lands für bestimmte Gruppen sich in Deutschland rechtmäßig aufhaltender Men2
schen Einschränkungen der Freizügigkeit. Für alle Schutz vor Verfolgung Su2
chenden, denen es gelingt einen Asylantrag zu stellen, besteht strenge Residenz2
pflicht. Während des Asylanerkennungsverfahrens sind sie gezwungen, in Ge2
meinschaftsunterkünften unter vielfach menschenunwürdigen Bedingungen zu
leben1. Zudem ist ihnen verboten, Arbeit aufzunehmen, den ihnen zugewiesenen
Ort zu verlassen und sie sind gezwungen, ihr Leben von einem um 35 – 50% ge2
minderten Sozialhilfesatz zu fristen (vgl. § 3, Asylbewerberleistungsgesetz
1993).
Für die Schutzsuchenden, deren Antrag abgelehnt wurde, die aber nicht in ihr
Verfolgerland abgeschoben werden können, gelten dieselben Auflagen bis hin
zum völligen Entzug der Bewegungsfreiheit, d. h. in Abschiebehaft genommen zu
werden. Diese Auflagen, Beschränkungen, Behinderungen und Ausgrenzungen
haben weitere Einschränkungen menschenrechtlicher und grundgesetzlicher
Rechte der Person zur Folge:  * 	 !(  % 	 +			
,++) garantieren zwar jedem Menschen das Recht auf Leben, Freiheit, Sicherheit
und körperliche Unversehrtheit, doch wird dieses Recht für Nichtdeutsche in
§106 des Aufenthaltgesetzes (AufenthG) explizit eingeschränkt.
Ebenso wenig gilt nach - ./ 
	+ für Nichtdeutsche der umfassende
Datenschutz. Der  / ++ garantierte Schutz von Ehe, Familie und Kin2
dern wird insbesondere bei unsicherem Aufenthalt2 und in Fragen der Familien2
zusammenführung3 oft missachtet. Zudem sieht das Grundgesetz selbst wichtige
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Grundrechte,	0	  
		,.1	0		
		,21
	3	

		
		4	5	1 nur als Grundrechte für
deutsche Staatsangehörige vor, wiewohl diese Rechte und Freiheiten in der
AEMR allen Menschen zustehen.
0			#	6		
„Das deutsche Recht macht Migranten unsichtbar. Sie sind in der Demokratie
nicht repräsentiert.“ Diese Feststellung von Mark Terkessidis (2000, S.73) trifft
in vollem Umfang auf die Menschen aus außereuropäischen Staaten, den so ge2
nannten Drittstaaten, zu. § 47 AufenthG untersagt allen Drittstaatern die politi2
sche Betätigung bzw. verfügt deren Einschränkung, und Art. 28 GG schließt
Drittstaater vom Wahlrecht aus, während EU2Bürgerinnen und Bürger seit 1992
zumindest bei Wahlen auf kommunaler Ebene ihre demokratischen Rechte wahr2
nehmen können. Dies bedeutet, dass knapp 5 Millionen Eingewanderten mit
ausländischem Pass, die seit mehr als 5 Jahren in Deutschland dauerhaft und
rechtmäßig ansässig sind, das Wahlrecht auf jeder politisch2institutionellen Ebe2
ne verwehrt wird. Dazu sei an dieser Stelle die „Einschätzung und Empfehlung
von der European Commission against Racism und Intolerance (ECRI) zur Be2
teiligung von Ausländern am kommunalen öffentlichen Leben in Deutschland“
zitiert (nach Schulte/Treichler 2010, S. 97):
„Keinerlei Schritte wurden [in Deutschland] unternommen, um das Überein2
kommen über die Beteiligung von Ausländern am kommunalen öffentlichen Le2
ben zu unterzeichnen. Den Angaben der Behörden zufolge ist auch nicht daran
gedacht, dieses Übereinkommen in nächster Zeit zu unterzeichnen (…) ECRI
wiederholt die Aufforderung an Deutschland, das Übereinkommen über die Be2
teiligung von Ausländern am kommunalen öffentlichen Leben zu unterzeichnen
und zu ratifizieren (…).“ (ECRI 2009, 13f)
Diese gesetzlich und grundrechtlich fixierten Benachteiligungen, Ausgren2
zungen und Ungleichbehandlungen insbesondere von Eingewanderten aus
Drittstaaten bauen hohe Integrationsschranken auf. Sie stellen erbrachte Integra2
tionsleistungen immer wieder neu in Frage und sie bewirken, wie Terkessidis
(2000, S.92) formuliert, dass „selbst die Nachkommen der ‚Gastarbeiter‘ nicht in
der deutschen Gesellschaft ankommen“ können.
Ähnlich wie die institutionelle Verweigerung politischer Beteiligung dauer2
haft hier lebender Menschen wirken die benachteiligenden, zur sozialen Unter2
schichtung führenden Regelungen im Arbeitsbereich, durch welche die Arbeit
ausländischer Arbeitkräfte als unqualifizierte körperliche Arbeit festgelegt wird.
Nicht umsonst wurden ja die zwischen 1955 und 1973 Angeworbenen vor allem
auf ihre körperliche Verfassung und Tauglichkeit zu schwerer Arbeit untersucht
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und für niedrig bezahlte körperliche Arbeit, oft wirkliche Schwerstarbeit, einge2
stellt. Zum anderen drängte die in Deutschland bisher geradezu systematisch be2
triebene Nicht2Anerkennung von im Herkunftsland erworbenen Qualifikationen
die Menschen in Bereiche unqualifizierter Arbeit mit den entsprechenden Nied2
riglöhnen. Erst jetzt, im Sommer 2011, liegt dem Bundestag ein Gesetzentwurf
zur Beratung vor, durch den die Bundesregierung „die Anerkennung von Be2
rufsabschlüssen aus dem Ausland verbessern“ will (Das Parlament, 4. 7. 2011).
Es liegt auf der Hand, dass diese institutionellen Rahmenbedingungen erhebliche
Auswirkungen auf die soziale Lage der Eingewanderten und auf ihre kulturellen,
politischen und schulischen Planungs2 und Gestaltungsmöglichkeiten haben.
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Dass die als Konjunkturpuffer und hin und her schiebbare Ware angeworbenen
Arbeitskräfte Kinder und Familie haben könnten, war nicht geplant. 1964, im2
merhin 9 Jahre nach dem ersten Anwerbeabkommen, wurde zwar die Schul2
pflicht für Kinder aus so genannten ‚Gastarbeiterfamilien‘ von der Kultusmi2
nisterkonferenz (KMK) verfügt, ihre Umsetzung zog sich jedoch in manchen
Bundesländern bis in die 70er Jahre hinein. Für Kinder und Jugendliche aus
Flüchtlingsfamilien und aus Familien, deren Eltern lediglich geduldet sind (vgl.
Bielefeld 2007), besteht diese Grauzone z.T. sogar bis heute.
Weitestgehend ungesichert ist das Recht auf Bildung für schulpflichtige Kin2
der und Jugendliche aus Familien ohne „rechtmäßigen Aufenthaltstitel“. Sie hat2
ten – vom Entgegenkommen mancher Schulleitungen abgesehen – in allen Bun2
desländern über Jahrzehnte keine Möglichkeit des Schulbesuchs. Das Menschen2
recht auf Bildung (Art. 26 AEMR 1948 und Art. 28 der Kinderrechtskonvention
1989), das wie alle Menschenrechte unabhängig von Herkunft und Status gilt,
konnte und kann offiziell nicht in Anspruch genommen werden, ohne den Auf2
enthalt in Deutschland zu gefährden, denn die §§ 75 und 76 AuslG (in Kraft bis
2004) und der § 86 AufenthG (in Kraft seit 2005) verpflichten alle öffentlichen
Stellen, alle ihnen bekannt werdenden Daten zum Aufenthalt von Menschen mit
ausländischem Pass den Ausländerbehörden zu melden. Eine Studie des Sachver2
ständigenrats ergab, „dass es in Deutschland bis zu 30 000 irreguläre Kinder im
schulpflichtigen Alter gibt“ (Sachverständigenrat 2010, S.142, Anm.30)
Zwar sah schon der Koalitionsvertrag von Oktober 2009 vor, diese Über2
mittlungsverpflichtung von staatlichen vorschulischen und schulischen Einrich2
tungen generell aufzuheben (vgl. Die Zeit, 22.12.2009, Die Phantomschüler),
doch erst jetzt, im Sommer 2011, hat der Bundestag beschlossen, „dass Schulen
künftig nicht mehr verpflichtet sind, Kinder und Jugendliche, die keine Papiere
haben, den Ausländerbehörden zu melden“ (Frankfurter Rundschau, 9./10. 7.
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2011). Einzelne Städte und Bundesländer, so z.B. München, Bremen, Hamburg,
Hessen, Nordrhein2Westfalen und Schleswig Holstein4, hatten jedoch bereits in
den letzten Jahren diese Übermittlungspflicht in unterschiedlichem Ausmaß auf2
gehoben und so das in der AEMR und im Übereinkommen über die Rechte des
Kindes festgeschriebene Recht auf Bildung erfüllt5.
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Die in den 70er Jahren sich verallgemeinernde Beschulung von Kindern und Ju2
gendlichen anderer Kultur2 und Spracherfahrungen traf auf völlig unvorbereitete
Kollegien in den Schulen, die dann versuchten den für sie unaufwändigsten Weg
zu gehen. Kinder im Grundschulalter wurden grundsätzlich ein bis zwei Klassen2
stufen tiefer eingestuft, meist sogar ins erste Schuljahr:
„Die sind doch alle zwei oder drei Jahre jünger als ich. […] Ich bin doch erst mit acht in
Deutschland in die Schule gekommen, und weil ich die deutsche Sprache nicht kann,
musste ich zu den ganz Kleinen.“ (Ude2Pestel 1981, S.49)
Ältere Kinder, auch wenn sie im Herkunftsland das Gymnasium besucht hatten,
kamen und kommen grundsätzlich wegen mangelnder Deutschkenntnisse in die
Hauptschule. In den 70er Jahren bis weit in die 80er Jahre mussten Seiteneinstei2
ger oft Nationalitätenklassen besuchen.
Auf eine weitere Form diskriminierender Vorab2Einstufung macht Sineb el
Masrar in ihrem Buch ( + (2010, S.72) aufmerksam:
„Mindestens einmal im Leben passierte es jedem von uns, dass einem ein Lehrer ohne
Umschweife sagte, dass eine Drei oder Vier für ein Ausländerkind völlig ausreichend sei.
Egal wie gut es um unsere Allgemeinbildung und Schulleistung stand, wir blieben auf den
unteren Rängen der Bewertungsskala hängen. Andere Lehrer befanden schlichtweg: ‚Ich
lasse euch schon durchfallen!‘“
Hinzu kam und kommt die unter Lehrern verbreitete Fehleinschätzung, dass
schon allein durch Zuhören und Dabeisein die Schülerinnen und Schüler aus
Einwandererfamilien schon Deutsch lernen würden. Kamen sie nicht mit, muss2
ten sie die Klasse wiederholen oder kamen in die Sonderschule für Lernhilfe.
Noch immer wiederholen Grundschüler und –schülerinnen mit sog. Migrations2
hintergrund viermal so oft eine Klasse wie ihre Klassenkameraden und 2kamera2
dinnen ohne Migrationshintergund (vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung
2006, S.152). Zwar gibt es in manchen Bundesländern seit ca. 20 Jahren Inten2
sivkurse in Deutsch als Zweitsprache, aber – wie immer – in viel zu geringem
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Umfang und mit viel zu wenigen dafür ausgebildeten Lehrerinnen und Lehrern.
Dass Deutsch als Zweitsprache ganz anders unterrichtet werden muss als Deutsch
als Muttersprache. trat erst nach und nach in das didaktische Bewusstsein ein.
Erst seit der Veröffentlichung der PISA2Ergebnisse wurden in manchen Bun2
desländern, wie z.B. in Hessen, flächendeckend Vorlaufkurse in Deutsch als
Zweitsprache eingerichtet. Doch bis heute sind viele Lehrerinnen und Lehrer
noch immer der Meinung, dass eine Sprache, in deren Land man lebt, so neben2
bei und natürlich gelernt wird. Auf diesem Weg kann durchaus umgangssprachli2
che Kompetenz erworben werden, nicht aber die situationsunabhängige, abstra2
hierende Sprache, in der Lernen in der Schule stattfinden muss. Die Bi2 und Plu2
rilingualität der Schülerinnen und Schüler wiederum erfährt kaum je Würdigung.
Sie gilt als Problem6.
Unter diesen Umständen ist kaum überraschend, dass die zweite Generation
der Migranten, die mittlerweile die Eltern2 und Großeltern der gegenwärtigen
Schülerinnen und Schüler sind, schon früh als eine schulisch und sozial verlorene
Generation galt. „Der integrierende Effekt der Schulbildung [bleibt] für ausländi2
sche Kinder und Jugendliche bisher weitgehend wirkungslos,“ schrieb schon H.
Kühn in seinem Memorandum (1979, S.24)7. Die PISA2Ergebnisse zeigen, dass
sich strukturell bis heute wenig geändert hat. Noch immer sind – auch wenn sich
inzwischen durchaus positive Veränderungen zeigen (Sachverständigenrat 2010,
S.137ff) – Migrantenkinder und –jugendliche weithin ins Bildungsabseits ge2
drängt. Die Leugnung des Einwanderungstatbestands hat bis heute verhindert,
Schulbildung auf die Erfordernisse eines Einwanderungslandes umzustellen.
Trotz dieser faktisch eher auf Exklusion, die Aufrechterhaltung eines Sonder2
status der anwesenden Nichtzugehörigkeit statt auf Inklusion zielenden Regelun2
gen, und der häufig ebenso exkludierenden Praxis in Schule und Unterricht ge2
lang es einer zunehmenden, jedoch immer noch zu geringen Zahl von Schülerin2
nen und Schülern aus Einwandererfamilien der 2. und 3. Generation, bemerkens2
werte Bildungserfolge zu erzielen. Diese sind allerdings, wie in autobiographi2
schen Berichten oder Beratungsgesprächen deutlich wird, oft dem glücklichen
Zufall eines aufmerksamen persönlichen Umfeldes zu verdanken. So erzählt die
freie Journalistin und Autorin Hatice Akyün (2011, S.219), dass sie ihre Erfolge
„den Müttern meiner Schulfreundinnen zu verdanken“ habe, „die mir bei den Hausaufga2
ben geholfen haben. Ich habe sie meiner Lehrerin zu verdanken, die mich in der Schule
gefördert hat. Ich habe es also in gewisser Weise dem Zufall zu verdanken, dass ich enga2
gierten Menschen begegnet bin. Wer aber sollte es verantworten, dass die Zukunft von
Migrantenkindern einem Glücksspiel gleicht?“
Sineb El Masrar hebt hervor (2010, S.71f), dass der Erfolg vieler Schülerinnen
und Schüler „ausschließlich dem lernfreundlichen Umfeld“, das ihre Eltern ihnen
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schufen, aber „vor allem dem Glück, auf fördernde Lehrer gestoßen“ zu sein, zu
verdanken sei.
In der von Widersprüchen hoch geladenen Bildungsrealität stand die
Schulpädagogik in den 70er/80er Jahren vor dem Dilemma, gesellschaftlich be2
dingte Missstände pädagogisch abfangen zu sollen, ohne dass die Schulpolitik
die entsprechenden Rahmenbedingungen geschaffen hätte. „Klassisch“, im deut2
schen Schulwesen sozusagen pfadbedingt, war der meist gewählte Lösungsan2
satz: nämlich die im monokulturellen, auf Nationalbildung ausgerichteten Schul2
system – aus eben dieser Sicht – Probleme verursachenden Schülerinnen und
Schüler zu Zielgruppen sonderpädagogischer Überlegungen zu machen. Statt den
Blick auf Struktur und Konzeption von Schule zu lenken, statt zu fragen, ob
Schule noch die angemessenen Antworten auf die Anforderungen einer verän2
derten Schülerpopulation hat, wurden auch im pädagogischen Diskurs zunächst
vor allem kompensatorische Maßnahmen diskutiert und ersonnen – die Auslän2
derpädagogik. Franz Hamburger (2009) argumentierte bereits seit Beginn der
80er Jahre gegen diese sonderpädagogische Blickweise ebenso wie später gegen
den kulturzentrierten Ansatz der ‚"	$		!	9. Er prägte früh den
Begriff der Pädagogik der Einwanderungsgesellschaft, der gesamtgesellschaftli2
che Aspekte in den pädagogischen Diskurs einbezieht.
Die Wahrnehmung der Eingewanderten und ihrer Kinder als „Problem“, als
„Träger von Defiziten“ blieb lange für die Problem2 und Theoriebearbeitung der
Pädagogik im Einwanderungsland bestimmend (vgl. Gomolla / Radtke 2000) und
ist – siehe auch die Thesen von Thilo Sarrazin und die Debatte darum – immer
noch in der öffentlichen Debatte kampagnenmächtig und durchschlagskräftig
(vgl. G. Steffens in diesem Band).
Dies schlägt sich auch in den Mikrostrukturen der Alltagskommunikation und
Einzelentscheidungen nieder: Besucht eine größere Zahl von Kindern aus Ein2
wandererfamilien, deren Migration ja vielfach schon mehrere Jahrzehnte zurück2
liegt, eine Klasse oder eine Schule, so führt oft schon der Umstand der ausländi2
schen Namen, einer mit dem Namen unterstellten anderen Kultur und einer ande2
ren in der Familie gesprochenen Sprache zu einer Wahrnehmungsweise, aus der
von schwierigen pädagogischen, ja sonderpädagogischen Bedingungen gespro2
chen wird (K. Steffens 2006, S.396). Der Defizitargumentation dienen als Maß2
stab die monokulturell und mittelschichtzentriert gesetzten Bildungsnormen, um
festzustellen, was ausländischen Schülerinnen und Schülern an Kenntnissen und
Vorbildung fehlt. Es lässt sich leicht nachvollziehen, dass die betreffenden
Schülerinnen und Schüler, über deren besondere Sprachkompetenzen dabei hin2
weg gesehen wird, dies als deprimierende, deklassierende Botschaft wahrnehmen
müssen.
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Obwohl schon Ende der 60er Jahre der Zusammenhang von Schichtzugehö2
rigkeit und Schulerfolg breit erörtert worden war (Friedeburg 1986), hatte diese
Diskussion kaum Eingang in die Debatte um die pädagogische Arbeit mit Kin2
dern aus Einwandererfamilien gefunden – ein umso stärkeres Versäumnis, als ge2
rade die Auswirkung von sozialer Unterschichtung über die oben schon ange2
sprochene Anwerbe2 und Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung auf die Bil2
dungschancen von Migrantenkindern und –jugendlichen massiv war. Schon die
Anwerbepolitik bis 1973 war ja auf Arbeitskräfte für schwere, schlecht bezahlte
und oft gesundheitsgefährdende Arbeit fokussiert, die in der Regel keine Ausbil2
dung erforderte und für die sich keine Einheimischen fanden. Diese arbeits2
marktpolitische Leitvorstellung galt dann weiterhin für alle Einwandernden, seien
es nachziehende Familienangehörige oder – seit den 80er Jahren – auch Flücht2
linge, die bis zum vergangenen Jahr 2010 trotz oft hoher beruflicher Qualifika2
tionen gemäß der Vorrangigkeitsklausel (Arbeitsplätze müssen zuerst deutschen
Arbeitssuchenden angeboten werden) nur zu solchen minderen Arbeitsplätzen
Zugang erhielten. Diese Anwerbe2 und Arbeitsmarktpolitik hat zwangsläufig zu
einer Unterschichtung der deutschen Gesellschaft durch Eingewanderte geführt,
weil sie selbst Eingewanderte mit hoher Schul2 und Berufsbildung für die dem
entsprechenden beruflichen Bereiche nicht zuließ. Über Jahrzehnte wurde nicht
reflektiert, dass die Anwerbung gering qualifiziert eingestufter Arbeitskräfte und
die fortgesetzte staatlich organisierte soziale Zuweisung von Eingewanderten
auch Auswirkungen auf die Bildungsvoraussetzungen der Kinder und Jugendli2
chen aus Einwandererfamilien haben musste.
Erst der Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Ausländerfragen
(heute: Bundesbeauftragte für Migration, Integration und Flüchtlinge) von 2002
über die Lage der Ausländer benennt diesen Zusammenhang ohne Umschweife:
„Der Schulerfolg wird – weit vor der Einschulung – entscheidend beeinflusst durch das
Anregungspotential und den Erziehungsstil der Eltern. Im Elternhaus werden die Weichen
gestellt für Bildungsmotivation und Lernselbständigkeit. Entsprechende Erziehungsziele
sind in der sozialen Mittel2 und Oberschicht jedoch weiter verbreitet als in der sozialen
Unterschicht. Da Kinder und Jugendliche ausländischer Herkunft überproportional häufig
aus Unterschichtfamilien kommen, sind sie in zweifacher Hinsicht strukturell benachtei2
ligt, da sich hier ggf. migrationsspezifische und schichtspezifische Probleme addieren.“
(Bericht 2002, S.174)
Wie in der dominanten öffentlichen Debatte wird auch in der pädagogischen Pra2
xis jedoch die Problemlage nach wie vor meist nicht als sozial, sondern als eth2
nokulturell verursacht gedeutet. Daher bestehen die sich aus dem Muster der De2
fizitwahrnehmung ergebenden Probleme weithin fort, weil der Blick auf Ressour2
cen und Chancen, die etwa Sprachenvielfalt und Sprachkompetenzen bieten,
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blockiert bleibt. Daran haben auch einige erfolgreiche bilinguale Modellprojekte
nichts ändern können. Diese beispielhaften Projekte (z.B. Nehr et al., 1988)
knüpfen grundsätzlich an den Kenntnissen und Erfahrungen der Schülerinnen und
Schüler an. Allerdings wurden und werden solche Modellprojekte gar zu oft fi2
nanziell und personell wieder ausgetrocknet, so dass die Erfahrungen nicht ver2
allgemeinert werden konnten. Überdies wurde in den ersten Jahrzehnten nach
1970 die Förderung migrantischer Schulkinder fast vollständig in die außerschu2
lische Bildung ausgelagert. Wohlfahrtsverbände, Initiativen und Ehrenamtliche
nahmen sich der so genannten außerschulischen Förderung etwa durch organi2
sierte Hausaufgabenhilfe an. Auch diese Auslagerung trug dazu bei, dass Schule
und Kollegien sich zum Überdenken ihrer Konzepte nicht genötigt sahen. Für
Schulpolitik und pädagogische Praxis kann daher durchaus verallgemeinernd ge2
sagt werden: Die monokulturelle Bildung als Nationalbildung wurde nicht in
Frage und der Fortbestand ihrer Geltung in einer veränderten Welt und Gesell2
schaft nicht zur Disposition gestellt.
Die unterlassenen Bildungsanstrengungen des Einwanderungslandes Deutsch2
land und die vielfach darauf beruhende soziale Not und Perspektivlosigkeit der
Eingewanderten hat eine in Teilen widerständige und widerwillige Schülergene2
ration aus Einwandererfamilien heranwachsen lassen. Und noch immer zeigen
sich große Teile der Lehrerschaft und Schulbehörden unvorbereitet. Immer noch
mangelt es an systematischer und umfassender Förderung in Deutsch als Zweit2
sprache. Zwar wird mit dem Projekt FÖRMIG an ausgewählten Schulen disku2
tiert und erprobt, dass Deutsch in allen Schulfächern in enger Verbindung mit der
fachspezifischen Bildung Gegenstand fachspezifischer Sprachübungen sein soll2
te. Doch von flächendeckender Praxis dieser Sprachförderung in allen Fächern ist
bisher nicht die Rede8.
Bildung in einer Einwanderungsgesellschaft wird solange auf kulturalisti2
schen und sonderpädagogischen Nebenpfaden wandeln, solange Gesellschaft und
Politik über ihre Protagonisten, Institutionen, Gesetze und Medien kulturelle
Fremdheit und soziale Ausgrenzung produzieren und Verwirklichungs2 und Le2
benschancen von Eingewanderten und ihren Nachkommen beschneiden. Die
kulturalistischen, ja rassistischen Denkfiguren führen zu der – erwünschten –
Verkehrung von Voraussetzung und Folge, nach welcher nicht der für Eingewan2
derte soziokulturell und sozioökonomisch vorgegebene Raum für das Scheitern
zu vieler Kinder im Bildungsprozess verantwortlich ist, sondern die Eingewan2
derten selbst. Erst wenn die Umkehr dieser Verantwortungszuschreibung gelän2
ge, könnte sich der Weg für eine Bildung zu Autonomie als universeller und un2
geteilter menschenrechtlicher Anspruch eröffnen. Für diese Entwicklung könnten
die Vorschläge von Sineb el Masrar Anregungen für einen Bildungsdiskurs im
Einwanderungsland bieten:
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„Gefragt sind fortschrittlich denkende Lehrer, die mehr auf eigenverantwortliches Lernen
setzen und die Kinder gemäß ihren Fähigkeiten fördern, egal welcher Herkunft.“ (Sineb el
Masrar 2010, S. 69)
„Auch die Abschaffung des dreigliedrigen Schulsystems würde das zukünftige soziale
Klima beflügeln, da beim gemeinsamen Lernen unterschiedliche Lebensrealitäten aufein2
andertreffen können und die Kinder länger miteinander im Umgang stehen. Gleichzeitig
spornen sie sich an und lernen einen respektvolleren Umgang, ohne dass dabei die lei2
stungsstärkeren Kinder unterfordert werden müssen“ (ebd.)
„Doch besonders notwendig sind dabei in erster Linie die Inhalte und die Durchfüh2
rung der Unterrichtsstunden; solange man diese nicht überdenkt, wird sich an der Qualität
der Bildung nichts ändern“ (ebd.) „Es ist höchste Zeit, dass die Lehrpläne in Deutschland
aufgefrischt werden (...). Man könnte im Deutschunterricht zeitgenössische Schriftsteller
lesen wie Feridun Zaimoğlu“ (ebd. S.79).
„Platz da, jetzt stehen auch wir am Lehrerpult! ... Als Lehrer leben Frau Yilmaz, Frau
Lopez, Herr Reza und Herr Aziz zugleich mit großer Selbstverständlichkeit allen Kindern
und Eltern – auch den deutsch2deutschen – im Klassenzimmer ein Stück deutsche Lebens2
realität vor“ (ebd. S.92).
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1 vgl. etwa die im Aufruf von ProAsyl gegen die soziale Entrechtung von Flüchtlingen,
Faltblatt März 2011, geschilderten Fälle und Verhältnisse
2 vgl. den Fall der Familie Khateeb von Dietzenbach (Frankfurter Rundschau (FR),
7.10.2010) oder des 162jährigen Schülers Jamal H. (FR, 27.1.2010)
3 vgl. die ausländerrechtlichen Verschärfungen des Nachzugs von Ehepartnern/innen:
Verlängerung der Wartefristen, schriftlicher Nachweis von Deutschkenntnissen vor
der Einreise (vgl. FR 11.3.2010)
4 vgl. das Hamburgische Schulgesetz von 1997, zuletzt geändert in 2008, §§ 1,2 und
37: „Wer in Hamburg seine Wohnung hat ist zum Schulbesuch verpflichtet“ (Diako2
nie Hamburg, Leben ohne Papiere, eine empirische Studie, Hamburg 2009, S.147),
Hessen z.B. hob diese Übermittlungspflicht im Dezember 2009 auf, vgl. Verordnung
zum Schulbesuch, Änderung veröffentlicht im Amtsblatt 12/09, S.850, 15.Dez.2009,
vgl. Alt, Fodor, Rechtlos? Menschen ohne Papiere, 2001, S.182ff
5 Die 1992 angefügte Vorbehaltsklausel eingewanderte Kinder betreffend wurde im
Mai 2010 aufgehoben. Absatz 1 des Artikels 28 lautet: „Die Vertragsstaaten erkennen
das Recht des Kindes auf Bildung an; um die Verwirklichung des Rechts auf der
Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu erreichen, werden sie insbesonde2
re a) den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unentgeltlich machen; b) die
Entwicklung verschiedener Formen der weiterführenden Schulen allgemein bildender
und berufsbildender Art fördern, sie allen Kindern verfügbar und zugänglich machen
und geeignete Maßnahmen wie die Einführung der Unentgeltlichkeit und die Bereit2
stellung finanzieller Unterstützung bei Bedürftigkeit treffen; (…)“
6 Erfahrungen von institutioneller Diskriminierung insbesondere in der Grundschule
tun das Ihre, um Lernlust und Zukunftsoffenheit abzuwürgen. Lehrerinnen und Lehrer
an Grundschulen erteilen Kindern mit Migrationshintergrund bei gleicher Leistung im
Verhältnis von 1,66 schlechtere Noten als Kindern ohne Migrationshintergrund.
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Ebenso restringierend wird bei der Schulbesuchsempfehlung in die Sekundarstufe I
verfahren. Würden Eltern sich nicht über diese Empfehlung, dort wo es möglich ist,
hinwegsetzen, wäre der Anteil der Migrantenkinder in höher qualifizierenden Schul2
zweigen noch niedriger. Konsortium Bildungsberichterstattung, 2006, S.165f.
7 vgl. auch Gomolla, Ratke, Institutionelle Diskriminierung, Opladen 2000. – „Auslän2
dische Jugendliche beenden Schule als halbe Analphabeten“, titelte die FR 1987 –
und nicht nur sie. Berichte über die schulische Erfolglosigkeit zu vieler Migranten2
kinder und 2jugendlicher reißen bis heute nicht ab. Auch wenn die Quote der Schul2
abgänger und 2gängerinnen ohne Abschluss von etwa 50% im Jahr 1979 auf rund
20% gesunken ist, so ist dies nach so vielen Jahrzehnten ein bitteres Armutszeugnis.
8 FÖRMIG = Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund,
„durchgängige Sprachförderung“ als Gesamtkonzept sprachlicher Bildung, Handrei2
chung, Universität Hamburg, 2006
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